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FILMFESTIVALLOCARNO POLITIKER IM FOKUS----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Lauschige Filinnächte an der Grenze 
Nationalräte, die sich an das heute beginnende Filmfestival 
Locarno einladen lassen, begehen damit ein Korruptionsdelikt. 
Laut Strafrechtsprofessor Daniel Jositsch kann schon die Einla­
dung eines Amtsträgers zu einem Essen Bestechung sein. Doch 
niemand wird aktiv. 

Herr Jositsch, würde ich ein Be­
stechungsdelikt begehen, wenn 
ich Sie als Politiker zum Essen 
einlade? 
Daniel Jositsch: Unter Umstän­
den würden sowohl ich mich als 
auch Sie sich strafbar machen, 
wenn ich einer solchen Einla­
dung folgte - und zwar auch 
dann, wenn ich Ihnen keine Ge­
genleistung verspreche. 
Wovon genau hängt es denn 
ab, ob so ein Essen mit einem 
Politiker oder einem Beamten 
strafbar ist? 
Verschiedene Faktoren spielen 
eine Rolle. Das Geschenk, in die­
sem Fall also die Einladung, darf 
nur geringfügig sein und darf das 
sogenannt sozial Übliche nicht 
übersteigen .. 
Gut, wenn ich Sie jetzt gleich 
zum Essen in unserer Kantine 
einlade ... 
Ein Essen in der Kantine wäre si­
cher unproblematisch. Wenn Sie 
mich hingegen - ohne dass wir 
uns näher kennen - heute Abend 
zu einem sechsgängigen Essen in 
einem exklusiven Restaurant 
einladen, wäre das eindeutig ein 
strafbares Bestechungsdelikt in 
der Form sogenannter Klima­
pflege, welches eigentlich von 
Staates wegen verfolgt werden 
müsste. Eine Frage ist noch, in 
welchem Verhältnis die beiden 
Personen zueinander stehen. Je 
nachdem welche private Bezie­
hung wir haben, sind Geschenke 
zulässig. 
Nächste Woche beginnt das 
Filmfestival Locarno. Machen 
sich Ihre Kollegen im Parlament 
strafbar, wenn sie sich dorthin 
einladen lassen? 
Unter Umständen schon. Es gibt 
Firmen, die Politikernach Locar­
no einladen samt Übernachtun­
gen in teuren Hotels mit Essen. 
Solche Einladungen sind nach 
Strafgesetz sicher nicht zulässig. 
Ein Politiker verstösst, wenn 
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auch die übrigen geschilderten 
Voraussetzungen erfüllt sind, ge­
gen das Strafgesetz. 
Und wann ist eine Einladung 
unproblematisch? 
Wenn ein Politiker im Rahmen 
seiner Amtstätigkeit dort hin­
geht, eingeladen zum Beispiel 
vom Bundesamt für Kultur, ist 
das sicher nicht strafbar, selbst 
wenn vielleicht noch ein Apero 
riebe und ein Abendessen ser­
viert werden. 
Ist ein Gesetz nicht spitzfindig, 
wenn es eine Verurteilungfür 
eine Einladung an einen Anlass 
fordert, selbst wenn der Politi­
ker oder der Beamte dafür keine 
Gegenleistung erbringt? 
Der Gesetzgeber geht davon aus, 
dass bereits ein verhältnismässig 
kleines Geschenk, einen Amts­
träger in seiner Freiheit beein­
trächtigen kann. Wenn Sie mich 
heute zu einem Nachtessen für 
400 Franken in einem teuren 
Restaurant einladen, kann ich Ih­
nen morgen nicht einfach den 
Hörer auflegen, wenn Sie mich 
wegen eines Anliegens anrufen. 
Wie genau grenzt man Beste­
chung ab von einem völlig übli­
chen Businesslunch oder einem 
Kundengeschenk? 
Wenn Private betroffen sind, ist 
das sogenannte Privatkorrupti­
on. Sie ist nur strafbar, wenn der­
jenige, der einlädt, eine konkrete 
Gegenleistung, also ein Gegenge­
schäft verlangt. Klima pflege, also 
das blosse Einladen ohne Gegen­
leistung, ist im privaten Rahmen 
nicht strafbar, sondern eben nur 
dann, wenn der Ernpfauger des 
Geschenkes ein Amtsträger ist. 
Warum bleiben Politiker in aller 
Regel unbehelligt, wenn sie sich 
von einer Firma einen mehrtägi­
gen Ausflug ans Festival in 
Locarno bezahlen lassen? 
Eine gute Frage. Vermutlich, weil 
niemand ein Interesse hat, diese 
Delikte zur Anzeige zu bringen. 
Ironischerweise hat der Natio­
nalrat 1999 das Gesetz, das solche 
Geschenke auch ohne Gegenleis­
tung strafbar macht, mit nur ei­
ner Gegenstimme angenommen. 
Allein die grüne Nationalrätin 
Margrith von Feiten hat die Vor­
lage abgelehnt. Sie fand, ein Ge­
setz, das ein blasses Nachtessen 
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ohne Gegenleistung bereits straf­
bar mache, sei nicht praxis­
tauglich. 
Offenbar war die Einzelkämpfe­
rin eine Art Prophetin. 
Ihr Widerstand war durchaus be­
rechtigt. Das Gesetz wurde da­
mals so konzipiert, damit Be­
weisschwierigkeiten vermieden 
werden. Das hat man erreicht. 
Gleichzeitig hat die Politik aber 
das Kind mit dem Bad ausge­
schüttet. Das Gesetz geht viel zu 
weit und erfasst auch Bagatellf<i.l­
le, die in der Praxis ja dann doch 
nicht erfüllt werden. Das Resul­
tat ist eine grosse Unsicherheit. 
Beim Bundesstrafgericht muss 
sich demnächst ein Firmenchef 
verantworten, weil er einen Be­
amten der Steuerverwaltung 

15-mal zum Essen eingeladen 
hat. Viele waren erstaunt, dass 
das bereits Korruption sein soll. 
Ihr Kommentar? 
Damit das beurteiltwerden kann, 
müsste mehr bekannt sein. Aber 
klar: Grundsätzlich können Ein­
ladungen zum Essen sehr wohl 
ein Bestechungsdelikt sein -
auch dann, wenn diese Essen di­
rekt nach Teamsitzungen statt­
gefunden haben. Entscheidend 
ist unter anderem, wie hoch der 
Betrag der Zuwendungen ist und 
welchen dienstlichen Grund es 
allenfalls für die Einladung gibt. 
Verurteilungen wegen Korrup­
tion sind selten. Vielleicht ist 
die Schweiz ja relativ sauber? 
In der Schweiz kommt es tatsäch­
lich extrem selten zu Verurtei-
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nach Locarno ein- nicht selten sind teure Essen und Übernachtungen in Hotels inbegriffen. 

Iungen wegen Korruption. Es 
gibt wohl rund ein bis zwei Dut­
zend Urteile jährlich. Darausden 
Schluss zu ziehen, dass es in der 
Schweiz ein marginales Problem 
ist, wäre aber völlig falsch. Eine 
Studie der Universität Freiburg 
kommt zum Schluss, dass in den 
Verwaltungen in der Schweiz 97 
bis 99 Prozent der Fälle nicht ge­
ahndet werden. 
Ist das Korruptionsgesetz für 
echte Korruption zu wenig 
griffig? 
Dass Korruption so oft un­
bestraft bleibt, liegt nicht am 
Gesetz .. 
Sondern? 
Das Problem ist, dass es ein rei­
ner Zufall ist, wenn ein Korrup­
tionsfall ans Licht kommt. Beste-

chungsdelikte zählen zu den so­
genannt opferlosen Delikten . Im 
Gegensatz zu Körperverletzung 
gibt es bei Korruption in der Re­
gel keine Opfer, welche ein un­
mittelbares Interesse an der Auf­
klärung des Falles haben. Das 
führt dazu, dass die Strafverfol­
gungsbehörden von sehr vielen 
Fällen gar nichts erfahren. 
Oft bringen Whistleblower 
Korruptionsfälle ins Rollen. 
Whistleblower könnten viele Fäl­
le ins Rollen bringen. Doch in der 
Schweiz ist ihre rechtliche Stel­
lung sehr schlecht. Wenn ein 
Whistlebtower an seinem Ar­
beitsplatz einen Fall von Korrup­
tion feststellt und seine Beobach­
tung der Strafverfolgungsbehör­
de mitteilt, dann macht er sich 
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sehr oft selber strafbar wegen Ge­
schäfts- oder Amtsgeheimnisver­
letzung. 
Aber ein Richter kann doch von 
Strafe absehen, wenn er sieht, 
dass der Whistleblower mit sei­
ner Amtsgeheimnisverletzung 
etwas Verdienstvolles getan 
hat? 
Nein, das können die Richter 
nicht. In einer besonders grotes­
ken Form hat man das im Fall 
ZopfijWyler, den Whistleblowe­
rinnen der «Weltwoche», gese­
hen. Die beiden Frauen wurden 
einerseits geehrt für ihre ver­
dienstvolle Aufdeckung der 
Missstände im Sozialamt, ande­
rerseits wurden sie vom Bundes­
gericht für ihre Amtsgeheimnis­
verletzung verurteilt. 

Keystone 

Nach Ihrer Auffassung müsste 
man also Whistleblower viel 
besser schützen, um Korruption 
zu bekämpfen? 
Schützen wäre ein sehr grosser 
Fortschritt. Es wäre bereits viel 
getan, wenn man sie nicht mehr 
bestrafen würde. 
Und warum versäumt es die Po­
litik, Anreize für Whistleblowing 
zu schaffen? 
Zum einen tutsich die Wirtschaft 
schwer damit. Man befürchtet, 
dass Whistleblower auch Unlieb­
sames ausplaudern würden, 
wenn sie nicht mehr bestraft 
würden. Zum anderen gibt es 
auch gesellschaftliche Vorbehal­
te. Meist gilt einer, der die Miss­
stände meldet, als Kameraden­
schwein. Interview: Mischa Aebi 

Festival-Präsident 
wehrtsich 
Die Frage, ob sich Parlamentarier 
von Konzernen wie Post, Swiss­
com, UBS oder Swiss ans Film­
festival Locarno einladen lassen 
dürfen, wirbelt derzeit Staub auf. 
ccDas Thema beschäftigt mich 
sehm, sagte Marco Solari, Präsi­
dent des Festivals, jüngst in ei­
nem Interview. Denn: Es treffe 
den Event im Kern. Ein Festival 
wie Locarno sei nur möglich. 
wenn es starke Sponsoren habe. 
Diese haben laut Solari aber <<ein 
legitimes Interesse, Opinionlea­
der aus Politik, Kultur und Wirt­
schaft» zusammenzubringen. 
ccDoch nicht, um sie zu kaufen, 
das wäre jämmerlich, sondern 
um sich mit ihnen in der unge­
zwungenen Atmosphäre eines 
Nachtessens auszutauschen». 
wetterte Solari. Wenn dies nicht 
möglich sei, werde das zum 
Problem für das Festival. 

Nicht nur Strafrechtsprofessor 
und Nationalrat Oaniel Jositsch 
sieht dies anders. Im Juni hat 
die Berner Nationalrätin Nadine 
Masshardt (SP) eine parlamenta­
rische Initiative zum Thema ein­
gereicht. Sie fordert ein Gesetz, 
das ausdrücklich festhält, dass 
Parlamentarier ihre Reisen inklu­
sive Hotelkosten grundsatzlieh 
selbst bezahlen müssen. Der 
Vorstoss wurde von Parlamenta­
riern aller grossen Parteien mit­
unterzeichnet: So von Lukas Rei­
mann (SVP). Fathi Derder (FDP). 
Heinz Siegenthaler (BOP) und 
Ruth Humbel (CVP). Wird der Vor­
stoss umgesetzt, würde verwal­
tungsrechtlich geregelt, was 
bereits unter Strafe steht. 

Das Thema ist offenbar auch 
nach der Lobbyistenaffäre vom 
Juni nicht erledigt. So bestätigte 
gestern etwa die Post, dasssie als 
langjährige Partnerin des Festi­
vals auch dieses Jahr Gäste aus 
Wirtschaft und Politik eingeladen 
habe. Die Einladung umfasse 
ein gemeinsames Abendessen, 
eine Filmvorführung auf der 
Piazza Grande und fakultativ 
die Kosten für eine Übernach­
tung. Fakultativ heisse, dass die 
Gäste entscheiden, ob sie die 
Kosten für die Übernachtung sel­
ber übernehmen. Wie viele Poli­
tiker eingeladen wurden und wie 
viele sich anmeldeten, wollte die 
Post nicht bekannt geben. ma 




